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G e s e t z e n t w u r f

der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

Thüringer Gesetz zur Erstattung von Mehrkosten nach 
dem Zweiten, Neunten und Zwölften Buch Sozialge-
setzbuch für das Jahr 2023 aufgrund des Rechtskreis-
wechsels von aus der Ukraine Geflüchteten und zum 
Ausgleich der finanziellen Mehrbelastung bei der Schü-
lerbeförderung von aus der Ukraine Geflüchteten und 
zur weiteren Änderung des Thüringer Finanzausgleichs-
gesetzes

A. Problem und Regelungsbedürfnis

Infolge der gewaltsamen Invasion russischer Truppen in der Ukraine 
hat der Rat der Europäischen Union am 4. März 2022 einen Beschluss 
zur Feststellung des Bestehens eines Massenzustroms von Vertriebe-
nen aus der Ukraine nach Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 2001/55/EG 
des Rates vom 20. Juli 2001 und zur Einführung eines vorübergehen-
den Schutzes getroffen. Der Beschluss ist mit seiner Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union am 4. März 2022 in Kraft getreten. 
Mit Inkrafttreten des Beschlusses kommt in Deutschland § 24 AufenthG 
für den im Ratsbeschluss umfassten Personenkreis unmittelbar zur An-
wendung. Damit haben diese Personen dauerhaft, also auch nach Er-
teilung der Aufenthaltserlaubnis, Anspruch auf Asylbewerberleistungen.

Seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Regelung eines Sofortzuschlages 
und einer Einmalzahlung in den sozialen Mindestsicherungssystemen 
sowie zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und weiterer Geset-
ze vom 23. Mai 2022 (BGBl. I S. 760) am 1. Juni 2022 erhalten hilfebe-
dürftige Geflüchtete aus der Ukraine unter den Voraussetzungen des 
§ 74 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) beziehungsweise 
des § 146 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) Leistungen 
nach dem Zweiten beziehungsweise Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
und nicht mehr nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (Rechtskreis-
wechsel). Soweit dieser Rechtskreiswechsel wirkt, ist er für die Land-
kreise und kreisfreien Städte als Träger der kommunalen Leistungen der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie als örtliche Träger der Einglie-
derungs- und Sozialhilfe mit finanziellen Mehrbelastungen verbunden.

Während den Aufgabenträgern im Vollzug des Asylbewerberleistungs-
gesetzes die angemessenen Kosten in voller Höhe durch das Land er-
stattet werden, beteiligt sich der Bund an den Kosten der Unterkunft im 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch über § 46 Abs. 5 ff. SGB II nur antei-
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lig. Die Kosten der Unterkunft und Heizung nach § 22 Abs. 1 SGB II bil-
den den Hauptbestandteil der kommunalen Ausgaben im Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch. Die Bundesbeteiligung für Thüringen beträgt aktu-
ell 69,6 Prozent der kommunalen Ausgaben nach § 22 Abs. 1 SGB II.

Für die Finanzierung der von den Landkreisen und kreisfreien Städten 
zu erbringenden Bildungs- und Teilhabeleistungen nach § 28 SGB II 
und § 6b Bundeskindergeldgesetz ist aktuell ein Anteil des Bundes von 
6,8 Prozent abzusetzen, sodass der kommunale Anteil an den Ausga-
ben nach § 22 Abs. 1 SGB II aktuell 37,2 Prozent beträgt. Bei den wei-
teren kommunalen Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
(zum Beispiel kommunale Eingliederungsleistungen nach § 16a SGB II) 
erfolgt keine Kostenbeteiligung seitens des Bundes.

Die aus der Ukraine geflüchteten Menschen mit Behinderung haben 
aufgrund des Rechtskreiswechsels zudem nach § 100 Abs. 1 Neuntes 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) Zugang zu den Leistungen der Ein-
gliederungshilfe nach Teil 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch. 
Diese Leistungen nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch erbringen 
die örtlichen Träger der Eingliederungshilfe im eigenen Wirkungskreis.

Auch im Anwendungsbereich des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
entstehen zusätzliche Kosten für die Kommunen, da nur die Nettoaus-
gaben für Leistungen nach dem Vierten Kapitel des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch (Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung) 
nach § 46a SGB XII vom Bund vollumfänglich erstattet werden.

Nicht erwerbsfähige Geflüchtete, welche die Altersgrenze nach § 41 
Abs. 2 SGB XII noch nicht erreicht haben beziehungsweise bei denen 
keine dauerhafte volle Erwerbsminderung festgestellt wurde, können 
Leistungen nach dem Dritten Kapitel des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch (Hilfe zum Lebensunterhalt) beziehen. Darüber hinaus kön-
nen alle Geflüchteten Leistungen nach dem Fünften sowie dem Siebten 
bis Neunten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch beanspru-
chen. Hierbei sind insbesondere Aufwendungen für die medizinische 
Versorgung im Krankheitsfall (Fünftes Kapitel) sowie bei Pflegebedürf-
tigkeit für Kosten der Pflege (Siebtes Kapitel) zu erwarten. Leistungen 
nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch mit Ausnahme der Geldleis-
tungen nach dem Vierten Kapitel erbringen die örtlichen Träger der So-
zialhilfe im eigenen Wirkungskreis.

Soweit keine Erstattung von Dritten erfolgt, werden die Aufwendungen für 
die vorgenannten Kosten nach dem Zweiten, Neunten und Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch von den kommunalen Trägern der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende und den örtlichen Trägern der Eingliederungs- und der 
Sozialhilfe aus eigenen Einnahmen und im eigenen Wirkungskreis er-
gänzend nach Maßgabe des Thüringer Finanzausgleichgesetzes (Thür-
FAG) über Schlüsselzuweisungen des Landes anteilig ausgeglichen.

Unabhängig von den Mehrkosten, die auch dem Land durch die Aufnah-
me von aus der Ukraine Geflüchteten entstanden sind und weiter ent-
stehen, wurde das Land durch den politisch beschlossenen vorzeitigen 
Rechtskreiswechsel und die damit verbundenen Finanzierungszusagen 
des Bundes im Ergebnis entlastet, der Bund und die Kommunen belastet.

In die Berechnung des kommunalen Finanzbedarfs für die Jahre 2022 
und 2023 sind die Mehrbelastungen der Kommunen durch die Aufnah-
me der Geflüchteten aus der Ukraine noch nicht eingeflossen.
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Vor diesem Hintergrund wurden mit dem am 27. Oktober 2022 in Kraft 
getretenen Thüringer Gesetz zur Entlastung der Kommunen hinsicht-
lich der Mehraufwendungen aus Anlass des Rechtskreiswechsels von 
aus der Ukraine geflüchteten Menschen vom 5. Oktober 2022 (GVBI. 
S. 414) die Rechtsgrundlagen geschaffen, um den Kommunen die mit 
Beschluss vom 7. April 2022 vom Bundeskanzler und von den Regie-
rungschefinnen und Regierungschefs der Länder zugesagten Finanz-
mittel des Bundes aus der Erhöhung des Umsatzsteueranteils zur Ver-
fügung stellen zu können. Insgesamt wurden den Kommunen mit dem 
Gesetz 49,5 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Über § 7c des Thü-
ringer Gesetzes zur Ausführung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
erfolgt im Jahr 2024 eine Überprüfung/Abrechnung der zusätzlichen 
Leistungen des Landes für das Jahr 2022, wobei die Differenz zum Jahr 
2021 maßgebend ist.

Der Aufenthalt und der weitere Zugang Hilfesuchender aus der Ukraine 
führt auch im Jahr 2023 im Anwendungsbereich des Zweiten, Neunten 
und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch infolge des Rechtskreiswech-
sels von aus der Ukraine geflüchteten Menschen zu einer erheblichen 
finanziellen Belastung für die öffentlichen Haushalte der Kommunen.

Zudem entstehen durch den starken Anstieg der Anzahl an aus der Uk-
raine geflüchteten Schülerinnen und Schülern den kommunalen Trägern 
der Schülerbeförderung erhöhte Kosten. Dieser Umstand macht sich 
besonders in den großen kreisfreien Städten, aber auch innerhalb ein-
zelner Landkreise bemerkbar. Insbesondere die kreisfreien Städte und 
die größeren kreisangehörigen Gemeinden müssen zunehmend wegen 
ausgeschöpfter Kapazitäten im eigenen Zuständigkeitsbereich Schüle-
rinnen und Schüler an weiter entfernt liegende Schulen zum Teil in die 
umliegenden Landkreise abgeben. Es ist daher notwendig, schnell und 
mit möglichst geringem Verwaltungsaufwand sicherzustellen, dass die 
Kommunen auch im Jahr 2023 finanzielle Entlastungen für die Mehr-
aufwendungen erhalten.

Der Bundeskanzler und die Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder haben am 2. November 2022 beschlossen, dass der Bund 
den Ländern für die Erfüllung der Aufgaben im Zusammenhang mit aus 
der Ukraine geflüchteten Menschen im Jahr 2023 einen Betrag von ins-
gesamt 1,5 Milliarden Euro an zusätzlichen Umsatzsteuermitteln zur Ver-
fügung stellt. Diese finanzielle Unterstützung des Bundes soll auch den 
Kommunen zugutekommen. Auf Thüringen entfällt davon ein Anteil von 
rund 36,6 Millionen Euro. Von diesen rund 36,6 Millionen Euro werden 
12,5 Millionen Euro im Rahmen der Richtlinie zur Förderung der Her-
richtung von Wohnraum für die Unterbringung Geflüchteter in Thüringen 
(Thüringer Wohnraumherrichtungsförderrichtlinie - ThürWHFördRL) zur 
Verfügung gestellt, um die kommunalen Kapazitäten für die Unterbrin-
gung von geflüchteten Menschen zu entlasten. Der verbleibende Anteil 
in Höhe von rund 24,1 Millionen Euro soll den kommunalen Gebietskör-
perschaften für ihre Mehraufwendungen im Anwendungsbereich des 
Zweiten, Neunten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch infolge des 
Rechtskreiswechsels von aus der Ukraine geflüchteten Menschen so-
wie bei der Schülerbeförderung zur Verfügung gestellt werden.

Der Bundeskanzler und die Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder haben am 10. Mai 2023 beschlossen, dass der Bund für 
das Jahr 2023 die Flüchtlingspauschale an die Länder um eine Milliar-
de Euro erhöhen wird, damit die Länder dabei unterstützt werden, ihre 
Kommunen zusätzlich zu entlasten und die Digitalisierung der Auslän-
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derbehörden zu finanzieren. Auf Thüringen entfällt davon ein Anteil von 
rund 24,4 Millionen Euro, von denen zehn Millionen Euro ebenfalls den 
kommunalen Gebietskörperschaften für ihre Mehraufwendungen im An-
wendungsbereich des Zweiten, Neunten und Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuch infolge des Rechtskreiswechsels von aus der Ukraine ge-
flüchteten Menschen zur Verfügung gestellt werden.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Rechtsgrundlagen für 
eine schnelle und unkomplizierte Weiterleitung der vom Bund mit Be-
schluss vom 2. November 2022 für das Haushaltsjahr 2023 zugesagten 
zusätzlichen Umsatzsteueranteile und der mit Beschluss vom 10. Mai 
2023 zugesagten Bundesmittel für eine Erstattung der den Landkrei-
sen und kreisfreien Städten im Jahr 2023 entstehenden Mehraufwen-
dungen geschaffen werden.

B. Lösung

Erlass eines Thüringer Gesetzes zur Erstattung von Mehrkosten nach 
dem Zweiten, Neunten und Zwölften Buch Sozialgesetzbuch für das Jahr 
2023 aufgrund des Rechtskreiswechsels von aus der Ukraine Geflüch-
teten und zum Ausgleich der finanziellen Mehrbelastung bei der Schü-
lerbeförderung von aus der Ukraine Geflüchteten und zur weiteren Än-
derung des Thüringer Finanzausgleichsgesetzes

Nach Artikel 1 werden den kommunalen Trägern der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende sowie den örtlichen Trägern der Eingliederungs- und 
Sozialhilfe im Jahr 2024 die Zuschussbedarfe im Jahr 2023 wie folgt er-
stattet:
-	 im Rahmen des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch den Anteil der 

Verwaltungskosten und Leistungen für Bedarfe der
•	 Unterkunft und Heizung nach § 22 SGB II im Rahmen des Bür-

gergeldes nach § 19 Abs. 1 SGB II und im Rahmen der Leistun-
gen nach § 27 Abs. 3,

•	 kommunalen Eingliederungsleistungen nach § 16a SGB II,
•	 Leistungen nach § 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 SGB II,
nach dem Anteil der Anzahl der Regelleistungsberechtigten mit dem 
Merkmal "Staatsangehörigkeit Ukraine" an der Anzahl aller Regel-
leistungsberechtigten im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch jeweils im 
Jahresdurchschnittswert 2023,

-	 im Rahmen des Neunten Buches Sozialgesetzbuch für die Leistun-
gen an aus der Ukraine Geflüchtete, die Eingliederungshilfe nach 
Teil 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch erhalten und die nach 
§ 100 Abs. 1 Satz 1 und 2 SBG IX leistungsberechtigt sind, nach den 
tatsächlichen Zuschussbedarfen,

-	 im Rahmen des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch für Leistungen 
an aus der Ukraine Geflüchtete
•	 nach dem Dritten und Siebten bis Neunten Kapitel des Zwölften 

Buches Sozialgesetzbuch nach dem Anteil der Anzahl der Leis-
tungsberechtigten, die nach § 146 Abs. 1, 2 oder 3 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) leistungsberechtigt sind, an 
der Anzahl aller Leistungsberechtigten jeweils im Jahresdurch-
schnitt 2023 und

•	 nach dem Fünften Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
nach den tatsächlichen Zuschussbedarfen.

Die Erstattung erfolgt zu 100 Prozent der jeweiligen Zuschussbedarfe.

Im Vorgriff auf die Erstattung der Mehraufwendungen des Jahres 2023 
für Leistungen nach dem Zweiten, Neunten und Zwölften Buch Sozial-
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gesetzbuch für aus der Ukraine Geflüchtete im Jahr 2024 sollen den 
Landkreisen und kreisfreien Städten ein Teil der vom Bund mit Beschluss 
vom 2. November 2022 für das Haushaltsjahr 2023 zugesagten zusätzli-
chen Umsatzsteueranteile sowie ein Teil der mit Beschluss vom 10. Mai 
2023 zugesagten Bundesmittel im Jahr 2023 als Abschlagszahlungen 
zur Verfügung gestellt werden.

In Artikel 2 wird eine gesetzliche Grundlage zur Gewährung einer Pau-
schale an die zuständigen kommunalen Träger der Schülerbeförderung 
geschaffen, deren Finanzierung ebenfalls aus den genannten Bundes-
mitteln erfolgen soll.

Für die Abschlagszahlungen nach Artikel 1 § 3 des Gesetzentwurfs ste-
hen Mittel in Höhe von 32,8 Millionen Euro zur Verfügung. 1.284.700 Euro 
entfallen auf die Gewährung einer Pauschale an die zuständigen Träger 
der Schülerbeförderung nach Artikel 2 des Gesetzentwurfs.

Mit Artikel 3 des Gesetzentwurfs wird sichergestellt, dass die Kommu-
nen von den vom Bund für das Haushaltsjahr 2023 zugesagten zusätz-
lichen Umsatzsteuermitteln, die direkt an die Kommunen nach Artikel 1 
und 2 des Gesetzentwurfs ausgereicht werden, nicht noch einmal im 
Rahmen des Thüringer Partnerschaftsgrundsatzes nach § 3 Abs. 3a 
des Thüringer Finanzausgleichsgesetzes (ThürFAG) partizipieren. Mit 
Artikel 3 des Gesetzentwurfs werden diese Mittel aus den für den Thü-
ringer Partnerschaftsgrundsatz zu berücksichtigenden Einnahmen des 
Landes herausgerechnet.

C. Alternativen

Keine

D. Kosten

Durch die Abschlagszahlungen nach Artikel 1 im Jahr 2023 im Vorgriff 
auf die Erstattung der Mehraufwendungen der Kommunen für aus der 
Ukraine geflüchtete Menschen im Zweiten, Neunten und Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch entstehen dem Land Kosten im Jahr 2023 in Höhe 
von 32,8 Millionen Euro (32,1 Millionen Euro für die Abschlagszahlun-
gen nach Artikel 1 § 3 Abs. 1 und 700.000 Euro für Abschlagzahlungen 
nach Artikel 1 § 3 Abs. 3), die über die vom Bund mit Beschluss vom 
2. November 2022 zur Verfügung gestellten zusätzlichen Umsatzsteu-
ermittel und einen Teil der mit Beschluss vom 10. Mai 2023 zugesagten 
Bundesmittel gedeckt werden.

Zusätzlich entstehen dem Land im Jahr 2024 Kosten durch die Erstat-
tung der Zuschussbedarfe für Mehraufwendungen an aus der Ukraine 
geflüchtete Menschen im Rahmen des Zweiten, Neunten und Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch nach Maßgabe des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 des 
Gesetzentwurfs, soweit der Erstattungsanspruch der Kommunen die im 
Jahr 2023 zu zahlenden Abschlagszahlungen übersteigt.

Als Grundlage einer geeigneten Datenbasis für eine Kostenschätzung 
der im Jahr 2024 zu erstattenden Zuschussbedarfe des Jahres 2023 für 
Sozialleistungen nach dem Zweiten, Neunten und Zwölften Buch Sozi-
algesetzbuch an aus der Ukraine geflüchtete Menschen wurden bei den 
Landkreisen und kreisfreien Städten als kommunale Träger der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende sowie örtliche Träger der Eingliederungs- 
und Sozialhilfe die tatsächlichen Ausgaben/Auszahlungen abzüglich 
der auf diese Leistungen entfallenen tatsächlichen Einnahmen/Einzah-
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lungen (Ist-Zahlen) getrennt nach dem Zweiten, Neunten und Zwölften 
Buch Sozialgesetzbuch im Zeitraum 1. Juli bis 31. Dezember 2022 ab-
gefragt. Investive Ausgaben/Einnahmen (Vermögenshaushalt) sowie 
Auszahlungen/Einzahlungen aus Investitionstätigkeit wurden nicht be-
rücksichtigt. Diese Investitionen spielen in den abgefragten Bereichen 
eine untergeordnete Rolle.

Im Ergebnis der Abfrage bezifferten die teilnehmenden kreisfreien Städte 
und Landkreise für den Bereich des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
im 2. Halbjahr 2022 die Anzahl der Regelleistungsberechtigten, die aus 
der Ukraine geflohen sind, auf 17.821 leistungsberechtigte Personen. 
Insgesamt betrug die Anzahl der Regelleistungsberechtigten 109.528 
leistungsberechtigte Personen. Der Zuschussbedarf für die aus Ukrai-
ne geflüchteten Menschen wurde im Bereich des Zweiten Buches So-
zialgesetzbuch mit insgesamt 11.678.893,96 Euro beziffert. Hierbei ist 
zu berücksichtigen, dass die Anzahl der Regelleistungsempfänger ins-
gesamt und der aus der Ukraine geflüchteten Regelleistungsempfän-
ger auf der Grundlage statistischer Daten des Jobcenters mit Stand 
vom 30. November 2022 ermittelt wurde, da endgültige Daten zu den 
Regelleistungsberechtigten zum Stand 31. Dezember 2022 erst im Ap-
ril 2023 zur Verfügung stehen. Die Statistik zu den Regelleistungsbe-
rechtigten erstellt die Bundesagentur für Arbeit gemäß § 53 SGB II auf-
grund der Datenerhebung und -meldung nach § 51b SGB II. Die jeweils 
aktuellen Daten liegen erst nach einer Wartezeit von drei Monaten vor.

Für den Bereich des Neunten Buches Sozialgesetzbuch teilten die teil-
nehmenden örtlichen Träger der Eingliederungshilfe mit, dass insge-
samt 20.892 leistungsberechtigte Empfänger Leistungen nach dem 
Neunten Buch Sozialgesetzbuch im 2. Halbjahr 2022 erhalten haben. 
28 leistungsberechtigte Personen waren davon Empfänger, die aus der 
Ukraine geflüchtet sind. Für diese 28 leistungsberechtigten Empfänger 
meldeten die örtlichen Träger der Eingliederungshilfe einen Zuschuss-
bedarf von 274.700,07 Euro.

Für den Bereich des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch teilten die teil-
nehmenden örtlichen Träger der Sozialhilfe mit, dass insgesamt 18.410 
leistungsberechtigte Personen im 2. Halbjahr 2022 Leistungen nach 
dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch erhalten haben. Davon waren 
2.066 leistungsberechtigte Personen aus der Ukraine geflüchtet. Der 
Zuschussbedarf für diese 2.066 Leistungsberechtigten wurde auf ins-
gesamt 5.503.237,54 Euro beziffert. Für den Zuschussbedarf bezüglich 
der Leistungen nach dem Fünften Kapitel des Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuch (Hilfe zur Gesundheit) teilten die örtlichen Träger der So-
zialhilfe mit, dass die erfüllenden Krankenkassen, welche für die Über-
nahme der Krankenbehandlung der ukrainischen Kriegsflüchtlinge im 
Auftragsverhältnis zuständig sind, im Jahr 2022 noch keine Erstattung 
ihrer Aufwendungen gemäß § 264 Abs. 7 SGB V geltend gemacht ha-
ben. Aus diesem Grund sind die gemeldeten Zuschussbedarfe im Zwölf-
ten Buch Sozialgesetzbuch für das 2. Halbjahr 2022 nur bedingt reprä-
sentativ. Dies gilt auch für Leistungen der Hilfe zur Pflege nach dem 
Siebten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch, bezüglich de-
rer erst Anfang 2023 ein erhöhtes Antragsbegehren zu verzeichnen war, 
so dass im Vergleich zu 2022 im Jahresverlauf 2023 ein erhöhtes Aus-
gabevolumen erwartet wird.

Der gesamte Zuschussbedarf der kommunalen Träger der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende sowie der örtlichen Träger der Eingliede-
rungs- und Sozialhilfe betrug für die Bereiche des Zweiten, Neunten und 
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Zwölften Buches Sozialgesetzbuch für das 2. Halbjahr 2022 insgesamt 
17.456.831,54 Euro. Eine Kommune teilte ihren Zuschussbedarf für den 
Bereich des Zweiten, Neunten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
im Rahmen der Abfrage nicht mit. Unter Berücksichtigung des Bevölke-
rungsanteils der Landkreise und kreisfreien Städte, deren Zuschussbe-
darfe im Rahmen der Abfrage erfasst wurden, ergibt sich hochgerechnet  
- bezogen auf die Einwohnerzahl Thüringens (Stand 31. Januar 2021) - 
ein Zuschussbedarf von 17.937.558,10 Euro für das 2. Halbjahr 2022. 
Der Zuschussbedarf beträgt somit auf das ganze Jahr hochgerechnet 
rund 35,875 Millionen Euro.

Unter Berücksichtigung der bedingt repräsentativen Aussagekraft der 
mitgeteilten Zuschussbedarfe im 2. Halbjahr 2022 und der zu erwarten-
den weiteren Zugänge von aus der Ukraine Geflüchteten wurde unter 
Zugrundelegung der auf die Einwohnerzahl Thüringens hochgerechne-
ten Zuschussbedarfe für den Bereich des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch der Zuschussbedarf fiktiv um zehn Prozent, also um rund 2,4 Mil-
lionen Euro erhöht. Für den Bereich des Neunten und Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch wurde der Zuschussbedarf fiktiv um 50 Prozent erhöht. 
Dies entspricht bezogen auf das volle Kalenderjahr einem Zuschussbe-
darf von rund 282.264 Euro für den Bereich des Neunten Buches Sozi-
algesetzbuch und rund 5,654 Millionen Euro für den Bereich des Zwölf-
ten Buches Sozialgesetzbuch. Insgesamt ergibt sich hochgerechnet für 
das Jahr 2023 ein Zuschussbedarf von rund 44,2 Millionen Euro.

Die Erstattung des Zuschussbedarfes im Bereich des Zweiten, Neunten 
und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch stellt eine Sonderzuweisung au-
ßerhalb des Thüringer Finanzausgleichsgesetzes dar.

Darüber hinaus entstehen den Landkreisen und kreisfreien Städten als 
kommunale Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie als 
örtliche Träger der Eingliederungs- und Sozialhilfe geringfügige, nicht 
bezifferbare Kosten für die Ermittlung der Datengrundlagen für die Zu-
schussbedarfe. Dies beinhaltet die Erfassung, Prüfung, den Nachweis 
und die Bestätigung, dass die Nettoausgaben/Nettoauszahlungen für die 
zu erstattenden Leistungen begründet und belegt sind und den Grund-
sätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen.

Dem Land entstehen geringfügige, nicht bezifferbare Kosten für die Er-
mittlung und Berechnung der Erstattungsleistungen durch das Landes-
verwaltungsamt.

Die Kostenfolgenabschätzung ist allerdings mit großen Unwägbarkeiten 
verbunden, da insbesondere die weitere Entwicklung des Fluchtgesche-
hens in Abhängigkeit vom weiteren Kriegsverlauf nicht vorhersehbar ist.

Weitere Kosten entstehen dem Landeshaushalt für die Gewährung ei-
ner Pauschale an die zuständigen kommunalen Träger der Schülerbe-
förderung.

Ausgehend von einer Anzahl von 4.430 aus der Ukraine geflüchteten 
Schülern nach dem Stand der Schülerzahl aus der amtlichen Schulsta-
tistik für das Schuljahr 2022/2023 ergeben sich bei Zahlung einer ein-
maligen pauschalen Leistung in Höhe von 290 Euro je Schülerin und 
Schüler an die kommunalen Träger der Schülerbeförderung im Jahr 2023 
nach Artikel 2 für das Land Kosten in Höhe von 1.284.700 Euro, die über 
die vom Bund mit Beschluss vom 2. November 2022 für das Haushalts-
jahr 2023 zugesagten zusätzlichen Umsatzsteuermittel gedeckt werden.
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E. Zuständigkeit

Für Artikel 1 ist zuständig das Thüringer Ministerium für Inneres und 
Kommunales. Für Artikel 2 ist zuständig das Thüringer Ministerium für 
Bildung, Jugend und Sport. Für Artikel 3 ist zuständig das Thüringer Mi-
nisterium für Inneres und Kommunales.
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Thüringer Gesetz 
zur Erstattung von Mehrkosten nach dem Zweiten, Neunten und Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
für das Jahr 2023 aufgrund des Rechtskreiswechsels von aus der Ukraine Geflüchteten und zum 

Ausgleich der finanziellen Mehrbelastung bei der Schülerbeförderung von aus der Ukraine  
Geflüchteten und zur weiteren Änderung des Thüringer Finanzausgleichsgesetzes

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Thüringer Gesetz zur Erstattung von  

Mehrkosten für das Jahr 2023 aufgrund  
des Rechtskreiswechsels von  
aus der Ukraine Geflüchteten 

(ThürRkwErstG)

§ 1 
Erstattung und Bestimmung der zu berücksichtigenden 

Sozialleistungen und Verwaltungskosten sowie  
Ermittlung des Zuschussbedarfs

(1) Das Land erstattet nach Maßgabe der Absätze 2 bis 8 
den Landkreisen und kreisfreien Städten als kommunale 
Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie als 
örtliche Träger der Eingliederungs- und Sozialhilfe im Jahr 
2024 im Zusammenhang mit Sozialleistungen an aus der 
Ukraine Geflüchtete den Zuschussbedarf im Jahr 2023 für
1. 	 die Leistungen an Leistungsberechtigte mit ukrainischer 

Staatsangehörigkeit nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB II) für
a)	 Bedarfe für Unterkunft und Heizung nach § 22 

SGB  II im Rahmen des Bürgergeldes nach § 19 
Abs. 1 SGB II und im Rahmen der Leistungen nach 
§ 27 Abs. 3,

b)	 kommunale Eingliederungsleistungen nach § 16a 
SGB II,

c)	 Leistungen nach § 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 
SGB II,

2. 	 den Anteil der Verwaltungskosten der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende mit ukrainischer Staatsangehörig-
keit nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch,

3. 	 die Leistungen an aus der Ukraine Geflüchtete, die Ein-
gliederungshilfe nach Teil 2 des Neunten Buches So-
zialgesetzbuch (SGB IX) erhalten und die nach § 100 
Abs. 1 Satz 1 und 2 SBG IX leistungsberechtigt sind,

4. 	 die Leistungen an aus der Ukraine Geflüchtete, die 
nach § 146 Abs. 1, 2 oder 3 des Zwölften Buches So-
zialgesetzbuch (SGB XII) leistungsberechtigt sind nach 
dem
a)	 Dritten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetz-

buch,
b)	 Fünften Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetz-

buch und
c)	 Siebten bis Neunten Kapitel des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch.

(2) Die Höhe der maßgeblichen Leistungen und des Antei-
les der Verwaltungskosten nach Absatz 1 ergibt sich aus 
den tatsächlich erfolgten Ausgaben und Auszahlungen ab-
züglich der auf diese Leistungen und Verwaltungskosten 
entfallenden Einnahmen und Einzahlungen, die den kom-
munalen Trägern der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
sowie den örtlichen Trägern der Eingliederungs- und So-
zialhilfe für diese Leistungen und Verwaltungskosten im 
Jahr 2023 tatsächlich zugeflossen sind. Einnahmen und 
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Ausgaben des Vermögenshaushaltes sowie Einzahlun-
gen und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit werden 
nicht berücksichtigt. Einnahmen und Einzahlungen nach 
Satz 1 sind insbesondere Einnahmen und Einzahlungen 
aus Aufwendungen sowie Kostenerstattungen des Bun-
des und des Landes sowie Kostenersatz und Erstattun-
gen anderer Sozialleistungsträger, soweit diese tatsäch-
lich geleistet wurden.

(3) Der Zuschussbedarf des jeweiligen kommunalen Trä-
gers der Grundsicherung für Arbeitsuchende für die Leis-
tungen nach Absatz 1 Nr. 1 und den Anteil der Verwal-
tungskosten nach Absatz 1 Nr. 2 für Leistungsberechtigte 
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch mit ukrainischer 
Staatsangehörigkeit bemisst sich nach dem Verhältnis der 
Anzahl der Regelleistungsberechtigten mit dem Merkmal 
"Staatsangehörigkeit Ukraine" im Jahresdurchschnittswert 
2023 zur Anzahl aller Regelleistungsberechtigten nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch im Jahresdurchschnitts-
wert 2023 bei dem jeweiligen kommunalen Träger.

(4) Der Zuschussbedarf des jeweiligen örtlichen Trägers 
der Sozialhilfe für die Leistungen nach Absatz 1 Nr. 4 
Buchst. a und c bemisst sich nach dem Verhältnis des Jah-
resdurchschnittswertes der Anzahl der Leistungsberech-
tigten, die im Jahr 2023 im Zuständigkeitsbereich des je-
weiligen Trägers der Sozialhilfe Leistungen nach Absatz 1 
Nr. 4 Buchst. a und c erhalten haben, zu dem Jahresdurch-
schnittswert der Anzahl aller Leistungsberechtigten, die im 
Jahr 2023 nach § 146 Abs. 1, 2 oder 3 SGB XII leistungs-
berechtigt waren.

(5) Der Zuschussbedarf für Leistungen nach § 1 Abs. 1 
Nr. 3 und 4 Buchst. b entspricht den tatsächlichen Netto-
ausgaben und Nettoauszahlungen für diese Leistungen.

(6) Die Erstattung nach Absatz 1 erfolgt zu 100 Prozent 
der jeweiligen Zuschussbedarfe.

(7) Die kommunalen Träger der Grundsicherung für Arbeit-
suchende sowie die örtlichen Träger der Eingliederungs- 
und Sozialhilfe gewährleisten die Prüfung, dass die Ausga-
ben und Auszahlungen, die Einnahmen und Einzahlungen 
und die maßgeblichen Daten nach § 2 Abs. 3 und Abs. 4 
begründet und belegt sind und die zur Erstattung des Zu-
schussbedarfes maßgebenden Leistungen den Grundsät-
zen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen. 
Die kommunalen Träger der Grundsicherung für Arbeit-
suchende und die örtlichen Träger der Eingliederungs- 
und Sozialhilfe weisen der nach § 5 zuständigen Stelle 
nach Maßgabe des Absatzes 8 Satz 1 die Zuschussbe-
darfe für die erbrachten Leistungen und Verwaltungskos-
ten nach Absatz 1 in tabellarischer Form nach dem Muster 
der Anlage nach. Der Nachweis nach Satz 2 ist mit einem 
Vermerk zu versehen, aus dem hervorgeht, dass die Zu-
schussbedarfe begründet und belegt sind und die erbrach-
ten Leistungen den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit entsprechen. Die kommunalen Träger der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie die örtlichen Trä-
ger der Eingliederungs- und Sozialhilfe bestätigen jeweils 
die sachliche und rechnerische Richtigkeit ihrer Angaben 
nach den Sätzen 2 und 3 durch die Unterschrift der hier-
zu befugten Amtswalter. Die §§ 81, 114 und 115 der Thü-
ringer Kommunalordnung bleiben unberührt.
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(8) Die Nachweise nach Absatz 7 Satz 2 bis 4 sollen spä-
testens bis zum Ablauf des 15. Mai 2024 bei der nach § 5 
zuständigen Stelle eingehen. Die Erstattungen an die kom-
munalen Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
sowie an die örtlichen Träger der Eingliederungs- und So-
zialhilfe sollen spätestens bis zum 15. Juli 2024 ausge-
zahlt werden.

§ 2 
Datengrundlage

(1) Der tabellarische Nachweis nach § 1 Abs. 7 Satz 2 er-
folgt auf der Grundlage der im Absatz 2 aufgeführten Da-
ten. Bei der Ermittlung der Leistungen und Verwaltungs-
kosten sowie der Zuschussbedarfe sind die in der Anlage 
aufgeführten Hinweise zu beachten.

(2) Für die Ermittlung der Höhe der Leistungen und Ver-
waltungskosten nach § 1 Abs. 2 sind die folgenden für das 
Jahr 2023 jeweils erfassten Daten maßgeblich:
1. 	 für die Leistungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 diejenigen 

im Einzelplan 4 Unterabschnitt 482 oder in der Pro-
duktgruppe 312,

2. 	 für den Anteil der Verwaltungskosten nach § 1 Abs. 1 
Nr. 2 diejenigen im Einzelplan 4 Unterabschnitt 405 
oder in der Produktgruppe 312,

3. 	 für die Leistungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 diejenigen 
im Einzelplan 4 Unterabschnitt 488 oder in der Pro-
duktgruppe 316 und

4. 	 für die Leistungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 diejenigen 
a)	 im Einzelplan 4 Unterabschnitt 410, 411, 413 und 

414 oder
b)	 in der Produktgruppe 311 

aa)	bezüglich der Produkte 3111, 3112, 3114, 3115, 
3117 und 3118 oder 

bb)	- soweit die Produkte mangels Verbindlichkeit 
der Zuordnung nicht oder abweichend bebucht 
worden sind - mit Ausnahme der im Zusammen-
hang mit der Grundversorgung und Hilfen nach 
SGB XII und der Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung (4. Kapitel SGB XII).

(3) Soweit im Bereich des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch auf Daten über die Anzahl der Regelleistungsbe-
rechtigten und der Regelleistungsberechtigten mit dem 
Merkmal "Staatsangehörigkeit Ukraine" abgestellt wird, 
sind die von der Bundesagentur für Arbeit für das Jahr 
2023 erhobenen und veröffentlichten Daten zugrunde zu 
legen. Die in § 1 Abs. 3 genannten Jahresdurchschnitts-
werte entsprechen jeweils dem arithmetischen Mittel für 
die Monate Januar bis Dezember 2023 jeweils veröffent-
lichten Monatswerte.

(4) Soweit im Bereich des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch auf Daten über die Anzahl der Leistungsberechtigten 
und der Leistungsberechtigten, die aus der Ukraine Ge-
flüchtete sind, abgestellt wird, sind die von den Landkrei-
sen und kreisfreien Städten im Rahmen der Fallbearbeitung 
erhobenen Daten zugrunde zu legen. Die nach § 1 Abs. 4 
maßgeblichen Jahresdurchschnittswerte entsprechen je-
weils dem arithmetischen Mittel der für die Monate Janu-
ar bis Dezember 2023 jeweils erhobenen Monatswerte.
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§ 3 

Abschlagszahlungen

(1) Im Jahr 2023 erhalten die Landkreise und kreisfreien 
Städte als kommunale Träger der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende und örtliche Träger der Eingliederungs- und 
Sozialhilfe im Vorgriff auf die Erstattung nach § 1 Abs. 1 in 
Verbindung mit Abs. 6 eine Abschlagszahlung. Die Sum-
me der Abschlagszahlungen nach Satz 1 beträgt insge-
samt 32,1 Millionen Euro.

(2) Der Verteilungsschlüssel für die Abschlagszahlungen 
nach Absatz 1 bestimmt sich nach der Anzahl der im je-
weiligen Landkreis oder in der jeweiligen kreisfreien Stadt 
aufhältigen aus der Ukraine Geflüchteten im Verhältnis zur 
Gesamtzahl der in Thüringen aufhältigen aus der Ukrai-
ne Geflüchteten. Der Ermittlung der jeweiligen Anzahl und 
Gesamtanzahl werden die Daten des Ausländerzentralre-
gisters zu den am 31. Dezember 2022 aufhältigen aus der 
Ukraine Geflüchteten zugrunde gelegt.

(3) Für aus der Ukraine Geflüchtete, die infolge des Krie-
ges oder von Krankheit oder Pflegebedürftigkeit medizi-
nisch oder pflegerisch versorgt und betreut werden, wird 
dem Landkreis Gotha zusätzlich zu der Abschlagszah-
lung nach Absatz 1 im Vorgriff auf die Erstattung nach § 1 
Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6 eine Abschlagszahlung in 
Höhe von 700.000 Euro gewährt.

(4) Die Festsetzung und Auszahlung der Abschlagszah-
lungen nach Absatz 1 und die Auszahlung der Abschlags-
zahlung nach Absatz 3 erfolgen innerhalb von vier Wo-
chen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes von Amts wegen.

§ 4 
Verrechnung

Die nach § 3 an den jeweiligen kommunalen Träger der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende und den jeweiligen ört-
lichen Träger der Eingliederungs- und Sozialhilfe geleiste-
ten Abschlagszahlungen sowie die an den Landkreis Go-
tha geleistete zusätzliche Abschlagszahlung werden mit 
der im Jahr 2024 nach § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6 
festgesetzten Erstattung verrechnet. Legt der kommunale 
Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie der 
örtliche Träger der Eingliederungs- und Sozialhilfe keinen 
Nachweis nach § 1 Abs. 7 Satz 2 bis 4 vor, kann mangels 
der notwendigen Angaben keine Erstattung nach § 1 Abs. 1 
in Verbindung mit Abs. 6 festgesetzt und ausgezahlt wer-
den. Für verbleibende Rückzahlungsbeträge gilt § 1 Abs. 8 
Satz 2 entsprechend.

§ 5 
Zuständigkeit

Das Landesverwaltungsamt ist zuständig für
1.	 die Festsetzung der jeweiligen Höhe der Erstattung 

nach § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6,
2.	 die Festsetzung und Auszahlung der Abschlagszah-

lungen nach § 3,
3.	 die Verrechnung, Festsetzung und Auszahlung verblie-

bender Erstattungsbeträge oder Rückforderung zu viel 
gewährter Beträge nach § 1 Abs. 8 in Verbindung mit 
§ 4.
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Anlage
(zu § 1 Abs. 7 Satz 2 und 3 sowie § 2 Abs. 1 Satz 2)
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Artikel 2 
Thüringer Gesetz 

zum Ausgleich der finanziellen Mehrbelastungen 
für das Jahr 2023 durch aus der Ukraine geflüchtete 

Schülerinnen und Schüler  
im Bereich der Schülerbeförderung

§ 1 
Zusätzliche Leistungen an die kommunalen  

Träger der Schülerbeförderung

(1) Zum Ausgleich der finanziellen Belastungen durch 
den starken Anstieg der Anzahl der aus der Ukraine ge-
flüchteten Schülerinnen und Schüler erhalten die kommu-
nalen Träger der Schülerbeförderung im Jahr 2023 vom 
Land eine einmalige Leistung. Die Höhe der Leistung be-
trägt je Schülerin und Schüler mit dem Geburtsland Ukrai-
ne 290 Euro. Die Leistung wird nach dem Stand der Schü-
lerzahl aus der amtlichen Schulstatistik des Schuljahres 
2022/2023 an die kommunalen Träger der Schülerbeför-
derung ausgereicht.

(2) Die Leistung nach Absatz 1 Satz 1 und 2 wird den kom-
munalen Trägern der Schülerbeförderung als nicht rück-
zahlbares und als nicht zweckgebundenes allgemeines 
Deckungsmittel gewährt.

§ 2 
Zuständigkeit

Die Festsetzung und Auszahlung der jeweiligen Leistung 
nach § 1 Abs. 1 erfolgen durch das für das Schulwesen 
zuständige Ministerium in einem Betrag von Amts wegen. 
Die jeweilige Leistung soll innerhalb von vier Wochen nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ausgezahlt werden.

§ 3 
Gleichstellungsbestimmung 

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz 
gelten jeweils auch für Personen, die mit der Angabe "di-
vers" oder ohne eine Angabe des Geschlechts in das Ge-
burtenregister eingetragen sind.

§ 4 
Außerkrafttreten

Das Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2023 au-
ßer Kraft.

Artikel 3 
Änderung des Thüringer Finanzausgleichsgesetzes

Das Thüringer Finanzausgleichsgesetz vom 31. Januar 
2013 (GVBl. S. 10), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 23. Dezember 2022 (GVBl. S. 521), wird 
wie folgt geändert:

1.	 Dem § 3 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

"Im Jahr 2023 sind bei den Anteilen des Landes aus 
dem Aufkommen der Umsatzsteuer Einnahmen in Höhe 
von 34,1 Millionen Euro außer Betracht zu lassen."
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2.	 § 20 a Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Auf bis zum Ablauf des 30. Juni 2023 gestellte Anträ-
ge der Gemeinden und Landkreise können aus Mitteln 
der Finanzausgleichsmasse 30 vom Hundert der för-
derfähigen Ausgaben der Beschaffung und Kraftfahr-
zeugmigration für die Erstausstattung mit der erfor-
derlichen Funktechnik zur Nutzung des Digitalfunks 
für Behörden und Organisationen mit Sicherheitsauf-
gaben in Thüringen bewilligt werden."

Artikel 4 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung: 

A. Allgemeines

Seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Regelung eines Sofortzuschlages 
und einer Einmalzahlung in den sozialen Mindestsicherungssystemen 
sowie zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und weiterer Ge-
setze vom 23. Mai 2022 (BGBl. I S. 760) zum 1. Juni 2022 erhalten hil-
febedürftige Geflüchtete aus der Ukraine nicht mehr Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG), sondern Leistungen nach 
dem Zweiten, Neunten beziehungsweise Zwölften Buch Sozialgesetz-
buch (Rechtskreiswechsel).

Im Anwendungsbereich des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) 
ist der Rechtskreiswechsel für die Landkreise und kreisfreien Städte mit 
finanziellen Mehrbelastungen insbesondere bei den Kosten der Unter-
kunft verbunden, da diese Aufgaben, anders als der Vollzug des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes, nicht im übertragenen, sondern im eigenen 
Wirkungskreis wahrgenommen werden. Während das Land den Aufga-
benträgern die notwendigen Kosten für den Vollzug des Asylbewerber-
leistungsgesetzes erstattet, beteiligt sich der Bund an den Kosten der 
Unterkunft im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch nur anteilig.

Die aus der Ukraine geflüchteten Menschen mit Behinderung haben auf-
grund des Rechtskreiswechsels zudem nach § 100 Abs. 1 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) Zugang zu den Leistungen der Ein-
gliederungshilfe nach Teil 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch. Die-
se Leistungen erbringen die Landkreise und kreisfreien Städte als örtli-
che Träger der Eingliederungshilfe im eigenen Wirkungskreis.

Auch im Anwendungsbereich des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB XII) entstehen zusätzliche Kosten für die Kommunen, da nur die 
Nettoausgaben für Leistungen nach dem Vierten Kapitel des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch (Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung) nach § 46a SGB XII vom Bund vollumfänglich erstattet werden.

Nicht erwerbsfähige Geflüchtete, welche die Altersgrenze nach § 41 
Abs. 2 SGB XII noch nicht erreicht haben beziehungsweise bei denen 
keine dauerhafte volle Erwerbsminderung festgestellt wurde, können 
Leistungen nach dem Dritten Kapitel des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch (Hilfe zum Lebensunterhalt) beziehen. Darüber hinaus können 
alle Geflüchteten Leistungen nach dem Fünften sowie dem Siebten bis 
Neunten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch erhalten. Bei 
Beziehern von Leistungen nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
sind insbesondere Aufwendungen für die medizinische Versorgung im 
Krankheitsfall (Fünftes Kapitel) sowie bei Pflegebedürftigkeit für die Pfle-
ge (Siebtes Kapitel) zu erwarten. Leistungen nach dem Vierten Kapitel 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung) werden vollumfänglich durch den Bund erstattet 
(§ 46a SGB XII). Die Leistungen nach dem Vierten Kapitel des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch wirken sich damit nicht zu Lasten der kom-
munalen Haushalte aus.

Soweit keine Erstattung durch den Bund erfolgt, werden die Aufwen-
dungen für die vorgenannten Kosten nach dem Zweiten, Neunten und 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch von den kommunalen Trägern der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende, den örtlichen Trägern der Einglie-
derungs- und der Sozialhilfe aus eigenen Einnahmen und nach Maßga-
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be des Thüringer Finanzausgleichsgesetzes über Schlüsselzuweisun-
gen des Landes anteilig ausgeglichen.

Die notwendige Beförderung der Schülerinnen und Schüler auf dem 
Schulweg (Schülerbeförderung) ist nach § 4 Abs. 1 des Thüringer Ge-
setzes über die Finanzierung der staatlichen Schulen (ThürSchFG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 30. April 2003 (GVBl. S. 258), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 31. Juli 2021 (GVBl. 
S. 387), eine Aufgabe im eigenen Wirkungskreis der kommunalen Ge-
bietskörperschaften. Für die kreisangehörigen Gemeinden, die eine 
Schulträgerschaft übernommen haben, ergibt sich die Verpflichtung zur 
Schülerbeförderung aus § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 9 und 10 ThürSchFG. 
Bezüglich der Zeiten für den jeweiligen Schulweg ist § 41d des Thürin-
ger Schulgesetzes zu berücksichtigen. Die kommunalen Gebietskör-
perschaften können entscheiden, ob sie die Schülerinnen und Schüler 
befördern oder ihnen oder ihren Eltern die notwendigen Aufwendungen 
für den Schulweg erstatten (§ 4 Abs. 3 Satz 1 ThürSchFG). Ohne die-
se Zuständigkeit infrage zu stellen, problematisieren die kommunalen 
Gebietskörperschaften die Mehrbelastungen, die mit dem Zuzug ukra-
inischer Schülerinnen und Schüler entstanden sind. Diese Problematik 
macht sich besonders in den großen kreisfreien Städten, aber auch in-
nerhalb einzelner Landkreise bemerkbar. Insbesondere die kreisfreien 
Städte und die größeren kreisangehörigen Gemeinden müssen zuneh-
mend wegen ausgeschöpfter Kapazitäten im eigenen Zuständigkeits-
bereich Schülerinnen und Schüler an weiter entfernt liegende Schulen 
zum Teil in die umliegenden Landkreise abgeben. Dadurch entstehen 
dem zuständigen kommunalen Träger der Schülerbeförderung erstma-
lig oder höhere Kosten für die Schülerbeförderung.

Das Erreichen der Kapazitätsgrenzen ist zum einen dadurch bedingt, 
dass es an verfügbarem geeigneten Raum für die Beschulung von Schü-
lern mangelt. Zum anderen werden die Aufnahmekapazitäten auch des-
wegen erreicht, weil das Land aufgrund des akuten Mangels an Lehrern 
kein Personal für weitere Schulklassen stellen kann.

Der Aufenthalt und der weitere Zugang Hilfesuchender aus der Ukraine 
führt im Jahr 2023 zu einer erheblichen finanziellen Belastung für die 
öffentlichen Haushalte der Kommunen. Es ist daher notwendig, schnell 
und mit möglichst geringem Verwaltungsaufwand sicherzustellen, dass 
die Kommunen auch im Jahr 2023 finanzielle Entlastungen für die Mehr-
aufwendungen erhalten.

Der Bundeskanzler und die Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder haben am 2. November 2022 beschlossen, dass der Bund 
den Ländern für die Erfüllung der Aufgaben im Zusammenhang mit aus 
der Ukraine geflüchteten Menschen im Jahr 2023 einen Betrag von ins-
gesamt 1,5 Milliarden Euro an zusätzlichen Umsatzsteuermitteln zur 
Verfügung stellt. Diese finanzielle Unterstützung des Bundes soll auch 
den Kommunen zugutekommen. Auf Thüringen entfällt davon ein An-
teil von rund 36,6 Millionen Euro. Von diesen rund 36,6 Millionen Euro 
stehen 12,5 Millionen Euro im Rahmen der Richtlinie zur Förderung der 
Herrichtung von Wohnraum für die Unterbringung Geflüchteter in Thü-
ringen (Thüringer Wohnraumherrichtungsförderrichtlinie) zur Verfügung, 
um die kommunalen Kapazitäten für die Unterbringung von geflüchte-
ten Menschen zu entlasten.

Der verbleibende Anteil in Höhe von rund 24,1 Millionen Euro soll den 
kommunalen Gebietskörperschaften für ihre Mehraufwendungen im An-
wendungsbereich des Zweiten, Neunten und Zwölften Buches Sozial-
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gesetzbuch im Zusammenhang mit Geflüchteten aus der Ukraine im 
Jahr 2023 als Abschlagszahlung sowie zum Ausgleich ihrer finanziellen 
Belastung durch den starken Anstieg der aus der Ukraine geflüchteten 
Schülerinnen und Schüler durch eine einmalige Leistung im Jahr 2023 
vom Land zur Verfügung gestellt werden.

Darüber hinaus sollen von dem auf Thüringen entfallenden Anteil der 
vom Bundeskanzler und den Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder am 10. Mai 2023 beschlossenen zusätzlichen Bundesmit-
tel in Höhe von rund 24,4 Millionen Euro zehn Millionen Euro ebenfalls 
den kommunalen Gebietskörperschaften als Abschlagzahlung im Jahr 
2023 für ihre Mehraufwendungen im Anwendungsbereich des Zweiten, 
Neunten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch im Zusammenhang 
mit Geflüchteten aus der Ukraine als Abschlagszahlung zur Verfügung 
gestellt werden.

Im Anwendungsbereich des Zweiten, Neunten und Zwölften Buches So-
zialgesetzbuch im Zusammenhang mit Geflüchteten aus der Ukraine 
sollen den kommunalen Trägern der Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de sowie den örtlichen Trägern der Eingliederungs- und Sozialhilfe im 
Jahr 2024 die Zuschussbedarfe für die im Jahr 2023 erbrachten Leis-
tungen auf deren Nachweis erstattet und mit den Abschlagszahlungen 
im Jahr 2023 verrechnet werden.

Der vorliegende Gesetzentwurf schafft die Rechtsgrundlagen für die Er-
stattung der im Jahr 2023 entstandenen Mehraufwendungen im Zusam-
menhang mit aus der Ukraine geflüchteten Menschen in den Bereichen 
des Zweiten, Neunten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch im Jahr 
2024 und für eine schnelle und unkomplizierte Weiterleitung der Finanz-
mittel des Bundes an die Landkreise und kreisfreien Städte als kommu-
nale Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende und örtliche Träger 
der Eingliederungs- oder Sozialhilfe als Abschlagszahlung sowie zur Ge-
währung einer Pauschale an die zuständigen kommunalen Träger der 
Schülerbeförderung im Jahr 2023.

Für die Bereiche des Zweiten, Neunten und Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch wird für das Jahr 2023 mit einem Zuschussbedarf der kreisfrei-
en Städte und Landkreise als kommunale Träger der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende sowie als örtliche Träger der Eingliederungs- und Sozi-
alhilfe von insgesamt rund 44,2 Millionen Euro gerechnet. Diese Schät-
zung ist allerdings mit großen Unwägbarkeiten verbunden, da insbeson-
dere die weitere Entwicklung des Fluchtgeschehens in Abhängigkeit vom 
weiteren Kriegsverlauf nicht vorhersehbar ist.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Artikel 1: (Thüringer Gesetz zur Erstattung von Mehrkosten auf-
grund des Rechtskreiswechsels von aus der Ukraine Geflüchteten)

Zu § 1 (Erstattung und Bestimmung der zu berücksichtigenden Sozialleis-
tungen und Verwaltungskosten sowie Ermittlung des Zuschussbedarfs)

Die Absätze 1 bis 8 bilden die Rechtsgrundlagen für die Ermittlung und 
Erstattung der Zuschussbedarfe für im Jahr 2023 erbrachte Leistungen 
und Verwaltungskosten der kommunalen Träger der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende sowie der örtlichen Träger der Eingliederungs- und So-
zialhilfe im Rahmen des Zweiten, Neunten und Zwölften Buches Sozi-
algesetzbuch im Jahr 2024.
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Im Bereich des SGB II werden aus Verwaltungsvereinfachungsgründen 
nur die Leistungen für Personen mit ukrainischer Staatsangehörigkeit 
(nicht für alle aus der Ukraine Geflüchteten) berücksichtigt, da insoweit 
belastbare Daten vorliegen.

Zu den Leistungen im Rahmen des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
gehören die Ausgaben und Auszahlungen auf den Zahlungsanspruch 
für laufende Kosten für Unterkunft und Heizung nach § 22 Abs. 1 SGB II 
abzüglich des jeweiligen Bundesanteils nach § 46 Abs. 6 und 7 SGB II. 
Die Aufwendungen für Unterkunft und Heizung zählen im Rahmen des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch zu den finanzintensivsten Leistun-
gen, die in der Grundsicherung für Arbeitsuchende von den kommunalen 
Trägern erbracht werden. Dazu gehören auch die Aufwendungen nach 
§ 22 Abs. 2 SGB II (unabweisbare Aufwendungen für Instandhaltung 
und Reparatur bei selbst bewohntem Wohneigentum). Der Bund betei-
ligt sich zweckgebunden über den Bundesanteil nach § 46 Abs. 5, 6 und 
7 SGB II an den Aufwendungen der Landkreise und kreisfreien Städte 
für diese Leistungen. Für die Ermittlung des Bundesanteils an den Auf-
wendungen der kommunalen Träger werden die Netto-Ausgaben/Aus-
zahlungen nach § 22 Abs. 1 und 2 SGB II sowie nach § 24 Abs. 4, § 24 
Abs. 5, § 27 Abs. 3 SGB II, soweit diese Bedarfe nach § 22 Abs. 1 oder 
2 SGB II abdecken, zugrunde gelegt.

Zudem werden die Leistungen nach § 22 Abs. 6 SGB II (Wohnungs-
beschaffungskosten - Kaution, Genossenschaftsanteile, Umzugskos-
ten) und nach § 22 Abs. 8 SGB II (Mietschulden) bei der Ermittlung des 
Zuschussbedarfes berücksichtigt, da diese Leistungsansprüche neben 
§ 22 Abs. 1 SGB II begründen.

Neben den Kommunalen Eingliederungsleistungen nach § 16a SGB II 
werden auch die Leistungen nach § 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB II (Erst-
ausstattung für die Wohnung einschließlich Haushaltsgeräten) und § 24 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB II (Erstausstattungen für Bekleidung und Erst-
ausstattungen bei Schwangerschaft und Geburt) berücksichtigt.

Neben den genannten kommunalen Leistungen der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende werden auch die kommunalen Verwaltungsaufwendun-
gen in der Grundsicherung für Arbeitsuchende berücksichtigt.

Im Bereich des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch werden die Zuschuss-
bedarfe für die Leistungen nach Absatz 1 Nr. 1 und für die Verwaltungs-
aufwendungen nach Nummer 2 ermittelt, indem zunächst die Anzahl der 
Regelleistungsempfänger mit dem Merkmal "Staatsangehörigkeit Ukrai-
ne" zur Anzahl aller Regelleistungsempfänger, die Leistungen nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch erhalten haben, ins Verhältnis gesetzt 
wird (Absatz 3). Bei den Regelleistungsberechtigten wird jeweils der 
Jahresdurchschnittswert 2023 zugrunde gelegt. Dieses Verhältnis wird 
danach auf die nach Absatz 2 ermittelten Leistungen und Verwaltungs-
aufwendungen angewendet. Die Gesamtzahl der Regelleistungsemp-
fänger und der Regelleistungsempfänger mit dem Merkmal "Staatsan-
gehörigkeit Ukraine" werden nach § 2 Abs. 3 ermittelt.

Für die vom Rechtskreiswechsel betroffenen aus der Ukraine geflüch-
teten Menschen mit Behinderung, die nicht von der Übergangsregelung 
des § 150a SGB IX erfasst sind, besteht keine Berechtigung mehr auf 
Leistungen nach § 6 AsylbLG, die materiell den Leistungen der Einglie-
derungshilfe weitgehend entsprechen. Vielmehr haben aus der Ukraine 
geflüchtete Personen mit Behinderung durch den Wegfall der Voraus-
setzungen des § 100 Abs. 2 SGB IX Zugang zu den Leistungen der Ein-
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gliederungshilfe nach § 100 Abs. 1 SGB IX. Die Leistungen nach Teil 2 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch erfüllen die örtlichen Träger der 
Eingliederungshilfe für die vom Rechtskreiswechsel betroffenen geflüch-
teten Menschen im eigenen Wirkungskreis. Um die örtlichen Träger der 
Eingliederungshilfe von den Mehraufwendungen im Aufgabenbereich 
des eigenen Wirkungskreises nach dem Neunten Buch Sozialgesetz-
buch aus Anlass des Rechtskreiswechsels zu entlasten, sollen die tat-
sächlichen Zuschussbedarfe, die den örtlichen Trägern der Eingliede-
rungshilfe durch die Bewilligung der Eingliederungshilfeleistungen an den 
Personenkreis entstehen, dessen Leistungsberechtigung sich aus § 100 
Abs. 1 SGB IX ergibt, für diese Leistungen erstattet werden. Diese Zu-
schussbedarfe nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch gemäß Ab-
satz 1 Nr. 3 werden auf der Grundlage der nachgewiesenen Nettoaus-
gaben oder Nettoauszahlungen für diese Leistungen an aus der Ukraine 
geflüchtete Personen für das Jahr 2023 ermittelt, da diese Leistungen 
im Gegensatz zu den Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch und nach dem Dritten sowie Siebten bis Neunten Kapitel des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch an aus der Ukraine geflüchtete leis-
tungsberechtigte Personen mit überschaubarem Verwaltungsaufwand 
konkret ermittelbar sind. Absatz 5 enthält eine klarstellende Regelung.

Aus der Ukraine geflüchtete Menschen, die wegen fehlender Erwerbs-
fähigkeit keine Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
erhalten, fallen seit dem 1. Juni 2022 bei Hilfebedürftigkeit und dem 
Vorliegen der in § 146 Abs. 1, 2 oder 3 SGB XII geregelten Vorausset-
zungen in den Anwendungsbereich des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch. Zu diesem Personenkreis zählen insbesondere Menschen, wel-
che die Altersgrenze nach § 41 Abs. 2 SGB XII erreicht haben, sowie 
jüngere Menschen, die nach ukrainischem Recht bereits eine Altersrente 
bezogen haben, sofern die Voraussetzungen des Leistungsausschlus-
ses nach § 7 Abs. 4 SGB II erfüllt sind. Anspruchsberechtigt nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch sind auch Minderjährige, die nicht Mit-
glied einer Bedarfsgemeinschaft nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch sind, zum Beispiel ohne Eltern aus der Ukraine geflüchtete Kinder.

Zu den nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch zu erbringenden Leis-
tungen gehören unter anderem die Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts (Drittes Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch, 
wozu auch der Regelbedarf und die Kosten der Unterkunft sowie gege-
benenfalls individuelle Mehrbedarfe gehören), die Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung (Viertes Kapitel des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch), die Hilfe zur Gesundheit (Fünftes Kapitel des Zwölf-
ten Buches Sozialgesetzbuch) und die Hilfe zur Pflege (Siebtes Kapitel 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch).

Bei den aufgeführten Leistungsarten nach dem Zwölften Buch Sozialge-
setzbuch erbringen die örtlichen Träger der Sozialhilfe nach dem Rechts-
kreiswechsel überwiegend Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt 
nach dem Dritten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch. Dar-
über hinaus sind die aus der Ukraine geflüchteten Menschen - anders 
als die meisten deutschen Leistungsbezieher - nicht gesetzlich kranken- 
und pflegeversichert, so dass die Kosten für deren ärztliche Behandlun-
gen oder Pflege im Rahmen der Hilfe zur Gesundheit nach dem Fünften 
Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und der Hilfe zur Pfle-
ge nach dem Siebten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in 
vollem Umfang von den örtlichen Trägern der Sozialhilfe zu tragen sind.



24

Thüringer Landtag - 7. WahlperiodeDrucksache 7/8060
Nur ein Teil der aus der Ukraine geflüchteten Menschen, hauptsächlich 
Menschen die die Altersgrenze nach § 41 Abs. 2 SGB XII erreicht haben, 
werden Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung nach dem Vierten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
erhalten. Diese Leistungen werden im Rahmen der Bundesauftragsver-
waltung nach § 46a SGB XII vollständig durch den Bund erstattet. Da 
sie sich damit nicht zu Lasten der kommunalen Haushalte auswirken, 
entfällt insoweit eine Kostenerstattung.

Um die örtlichen Träger der Sozialhilfe von den Mehraufwendungen im 
Aufgabenbereich des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch aus Anlass des 
Rechtskreiswechsels zu entlasten, sind die Zuschussbedarfe für die Leis-
tungen nach dem Dritten und Siebten bis Neunten Kapitel des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch gemäß Absatz 1 Nr. 4 Buchstaben a und c in 
Verbindung mit Absatz 4 zu ermitteln, indem zunächst der Anteil der An-
zahl der Leistungsberechtigten mit dem Merkmal "Staatsangehörigkeit 
Ukraine" zu der Anzahl aller Leistungsberechtigten, die Leistungen nach 
Absatz 1 Nr. 4 Buchstaben a) und c) im Jahr 2023 erhalten haben, ins 
Verhältnis gesetzt wird. Bei den Leistungsberechtigten wird jeweils der 
Jahresdurchschnittswert 2023 zugrunde gelegt. Dieses Verhältnis wird 
danach auf die nach Absatz 2 ermittelten Leistungen angewendet. Die 
dabei zugrunde zu legenden Zahlen werden nach § 2 Abs. 4 ermittelt.

Die Zuschussbedarfe nach dem Fünften Kapitel des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch gemäß Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe b werden auf der 
Grundlage der nachgewiesenen tatsächlichen Nettoausgaben oder Net-
toauszahlungen für diese Leistungen an aus der Ukraine geflüchtete 
Personen für das Jahr 2023 ermittelt, da diese Leistungen für aus der 
Ukraine geflüchtete Leistungsberechtigte im Gegensatz zu den Leistun-
gen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und dem Dritten sowie 
Siebten bis Neunten Kapitel Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch mit über-
schaubarem Verwaltungsaufwand konkret ermittelbar sind. Absatz 5 ent-
hält eine klarstellende Regelung. 

Absatz 2 legt fest, wie die Höhe der Leistungen und Verwaltungsaufwen-
dungen, die den zu erstattenden Zuschussbedarfen zugrunde liegen, er-
mittelt wird. Die Höhe der Leistungen und der Verwaltungsaufwendungen 
wird ermittelt aus der Differenz zwischen den tatsächlich gezahlten Aus-
gaben und Auszahlungen und der auf diese Leistungen und Verwaltungs-
kosten entfallenden Einnahmen und Einzahlungen, die den kommuna-
len Trägern der Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie den örtlichen 
Trägern der Eingliederungs- oder Sozialhilfe für die jeweiligen Leistun-
gen und Verwaltungskosten im Jahr 2023 tatsächlich zugeflossen sind. 
Es sind nur tatsächlich ausgezahlte, also kassenwirksame Leistungen 
der kommunalen Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie 
der örtlichen Träger der Eingliederungs- oder Sozialhilfe in die Erstattung 
einzubeziehen. Einnahmen und Einzahlungen beispielsweise durch Er-
stattungen anderer Träger sind im Rahmen des Erstattungsverfahrens 
zu berücksichtigen, wenn sie die diesbezüglichen Gesamtausgaben/Ge-
samtauszahlungen im Jahr 2023 tatsächlich mindern. Nicht berücksich-
tigt werden Einnahmen aus dem kommunalen Finanzausgleich sowie 
investive Ausgaben/Einnahmen (Vermögenshaushalt) beziehungswei-
se Auszahlungen/Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf Grund der 
zu erwartenden verhältnismäßig geringfügigen Auswirkungen.

Die Absätze 3 bis 5 legen die Parameter für Ermittlung der Zuschuss-
bedarfe fest.
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Absatz 6 legt fest, in welcher Höhe die jeweiligen Zuschussbedarfe nach 
den Absätzen 3 bis 5 erstattet werden. Im Ergebnis erstattet das Land 
die Zuschussbedarfe der kommunalen Träger der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende sowie der örtlichen Träger der Eingliederungs- oder So-
zialhilfe zu 100 Prozent.

Absatz 7 regelt die Pflichten der kommunalen Träger der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende und der örtlichen Träger der Eingliederungs- oder 
Sozialhilfe im Rahmen des Erstattungsverfahrens. Danach sind diese 
zur Erfassung der durch den Rechtskreiswechsel bedingten Aus-gaben/
Auszahlungen sowie der hierbei zu berücksichtigenden Einnahmen/Ein-
zahlungen verpflichtet. Darüber hinaus obliegt ihnen nach Absatz 7 Satz 
1 die Prüfung, dass die Ausgaben/Auszahlungen und die Einnahmen/
Einzahlungen begründet und belegt sind und die an den in Absatz 1 be-
zeichneten Personenkreis erbrachten Leistungen den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen. Die Grundlage für die 
Kostenerstattung durch das Land bildet der in Absatz 7 Satz 2 vorge-
sehene tabellarische Nachweis, mit dessen Hilfe die kommunalen Trä-
ger der Grundsicherung für Arbeitsuchende und die örtlichen Träger der 
Eingliederungs- und Sozialhilfe der nach § 5 zuständigen Stelle die Zu-
schussbedarfe mitteilen. Der tabellarische Nachweis ist mit einem Ver-
merk zu versehen, der die Prüfung nach Absatz 7 Satz 1 dokumentiert 
(Satz 3). Die Übernahme der Verantwortung für die sachliche und rech-
nerische Richtigkeit der Angaben wird durch das Erfordernis der Unter-
schrift durch die hierzu jeweils befugte Amtswalterin oder den hierzu je-
weils befugten Amtswalter bestätigt (Absatz 7 Satz 4).

In Absatz 8 sind die Termine für die Vorlage der tabellarischen Nachwei-
se nach Absatz 7 und die Termine für die Erstattungen an die kommu-
nalen Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie die örtlichen 
Träger der Eingliederungs- und Sozialhilfe festgelegt. Die jeweils ange-
fallenen Zuschussbedarfe für das Jahr 2023 sollen spätestens bis zum 
15. Mai 2024 der nach § 5 zuständigen Stelle nachgewiesen werden. Die 
Leistung der Erstattungszahlung soll spätestens zwei Monate nach der 
Vorlage der Nachweise, also spätestens bis zum 15. Juli 2024, erfolgen.

Zu § 2 (Datengrundlage)

§ 1 Abs. 7 Satz 2 regelt, dass die kommunalen Träger der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende und die örtlichen Träger der Eingliederungs- 
und Sozialhilfe die Zuschussbedarfe für die in § 1 Abs. 1 aufgeführten 
Leistungen und Verwaltungsaufwendungen sowie die Zuschussbedar-
fe in tabellarischer Form nach dem Muster der Anlage nachweisen. Die 
bei dieser Ermittlung zu verwendenden Datengrundlagen werden in § 2 
konkretisiert.

Die Aufgabenträger haben den tabellarischen Nachweis mittels der in 
der Anlage vorgegebenen Tabelle zu erbringen und die dort enthaltenen 
Hinweise zur Ermittlung der Leistungen und Verwaltungsaufwendungen 
sowie der Zuschussbedarfe zu beachten (Absatz 1).

In Absatz 2 werden die im Hinblick auf die einzelnen Leistungsarten je-
weils heranzuziehenden Datengrundlagen aufgelistet. Dabei wird nach 
den unterschiedlichen Systemen der Kameralistik (jeweilige Unterab-
schnitte des Einzelplans 4) beziehungsweise der Doppik (Produktgrup-
pen und einzelne Produkte) unterschieden.

In den Absätzen 3 und 4 werden die Datengrundlagen festgelegt, die 
für eine Verhältnis- beziehungsweise eine Durchschnittsbildung jeweils 
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in den unterschiedlichen Bereichen zugrunde zu legen sind. Dies be-
trifft nicht den Bereich des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und das 
Fünfte Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch, da in diesen Be-
reichen keine Verhältnisbildung in Bezug auf Leistungsberechtigte mit 
ukrainischer Staatsangehörigkeit vorgesehen ist.

Zu § 3 (Abschlagszahlungen)

Im Jahr 2023 erhalten die jeweiligen kommunalen Träger der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende und die örtlichen Träger der Eingliederungs- 
und Sozialhilfe im Vorgriff auf die Erstattung nach § 1 Abs. 1 in Verbin-
dung mit Abs. 6 eine Abschlagszahlung. Der Anspruch, die Höhe und 
der Verteilungsschlüssel der Abschlagszahlungen werden in Absatz 1 
und 2 festgelegt. Der jeweilige Abschlagsbetrag richtet sich nach dem 
Anteil des Empfängers an dem Verteilungsschlüssel. Als Verteilungs-
schlüssel für die Abschlagszahlungen nach Absatz 2 dient der Vomhun-
dertsatz von aus der Ukraine Geflüchteten in einem Landkreis oder in 
einer kreisfreien Stadt zur Gesamtzahl der aus der Ukraine Geflüchte-
ten in Thüringen. Berechnungsbasis sind die Daten des Ausländerzen-
tralregisters zum 31. Dezember 2022.

Der Landkreis Gotha erhält als örtlicher Träger der Eingliederungs- be-
ziehungsweise Sozialhilfe im Vorgriff auf die Erstattung nach § 1 Abs. 1 
in Verbindung mit Abs. 6 eine Abschlagszahlung in Höhe von jeweils 
700.000 Euro. Im Landkreis Gotha werden die Kinder mit palliativ-me-
dizinischem Versorgungsbedarf aus der Ukraine medizinisch behandelt 
oder pflegerisch versorgt und betreut. Je nach den konkreten individuel-
len Bedarfen verursacht diese (intensiv-)medizinische oder pflegerische 
Versorgung und Betreuung Kosten in beträchtlichem Umfang. Operati-
ve und/oder intensivmedizinische Behandlungen beziehungsweise (in-
tensiv-)pflegerische Versorgung können für diese Einzelfälle in kurzer 
Zeit Kosten in fünf- bis sechsstelliger Höhe verursachen. Für diese Ein-
zelfälle ist daher im Vorgriff auf die Erstattungszahlung nach § 1 Abs. 1 
in Verbindung mit Abs. 6 eine zeitnahe Abschlagszahlung notwendig.

Zu § 4 (Verrechnung)

Es wird klargestellt, dass die im Jahr 2023 an die jeweiligen kommuna-
len Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende und die örtlichen Trä-
ger der Eingliederungs- und Sozialhilfe geleisteten Abschlagszahlungen 
mit der im Jahr 2024 zu leistenden Erstattungszahlung nach § 1 Abs. 1 
in Verbindung mit Abs. 6 verrechnet werden. Es wurde eine klarstellende 
Regelung für den Fall aufgenommen, dass der kommunale Träger der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie der örtliche Träger der Ein-
gliederungs- und Sozialhilfe keinen Nachweis nach § 1 Abs. 7 Satz 2 
bis 4 vorlegt. In diesem Fall wird keine Erstattung nach § 1 Abs. 1 in Ver-
bindung mit Abs. 6 festgesetzt und ausgezahlt. Für verbleibende Rück-
zahlungsbeträge gelten die in § 1 Abs. 8 Satz 2 festgelegten Zeiträume 
und Termine entsprechend.

Zu § 5 (Zuständigkeit)

Das Landesverwaltungsamt ist die für die Durchführung dieses Geset-
zes zuständige Behörde.
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Zu Artikel 2 (Thüringer Gesetz zum Ausgleich der finanziellen Mehr-
belastungen für das Jahr 2023 durch aus der Ukraine geflüchte-
te Schülerinnen und Schüler im Bereich der Schülerbeförderung)

Zu § 1 (Zusätzliche Leistungen an die kommunalen Träger der Schü-
lerbeförderung)

Zu Absatz 1:

Nach Absatz 1 erhalten die kommunalen Träger der Schülerbeförderung 
im Jahr 2023 vom Land für aus der Ukraine geflüchtete Schülerinnen 
und Schüler eine einmalige pauschale Leistung in Höhe von 290 Euro. 
Dieser Betrag ergibt sich aus dem Quotienten der Ausgaben der kom-
munalen Träger der Schülerbeförderung für die Schülerbeförderung aus 
dem Haushaltsjahr 2021 (59.468.718 Euro) und der Anzahl der grund-
sätzlich Anspruchsberechtigten nach § 4 Abs. 2 ThürSchFG aus dem 
Schuljahr 2020/2021 (203.461 Schüler). Der sich ergebende Betrag in 
Höhe von 292,29 Euro wird entsprechend abgerundet. 

Es wird auf die Anzahl der grundsätzlich Anspruchsberechtigten nach § 4 
Abs. 2 ThürSchFG abgestellt, da die Anzahl der tatsächlich beförderten 
Schülerinnen und Schüler schulstatistisch nicht erfasst wird. Gleiches gilt 
für die tatsächlich beförderten ukrainischen Schülerinnen und Schüler.

Zur Berechnung der durchschnittlichen Kosten der Schülerbeförderung 
wurde auf das Haushaltsjahr 2021 zurückgegriffen, da dies das aktuellste 
vorliegende Zahlenmaterial aus der kommunalen Haushaltsstatistik ist. 

Die Ausreichung einer Pauschale erscheint angezeigt, da die Spann-
breite der Beförderungsarten, für die ein Ausgleich gezahlt werden soll, 
von der regulären Schülerbeförderung unter Nutzung des planmäßig 
eingerichteten öffentlichen Personennahverkehrs, über die Nutzung ei-
nes gesondert eingerichteten Schülertransports bis hin zu einem für ein-
zelne Schüler organisierten Spezialtransports (z.B. mit dem Taxi) reicht. 

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Klarstellung und Abgrenzung vom Zuwendungsrecht 
im Sinne der §§ 23, 44 Thüringer Landeshaushaltsordnung (ThürLHO) 
und dem Recht der Billigkeitsleistungen im Sinne des § 53 ThürLHO.

Zu § 2 (Zuständigkeit)

§ 2 bestimmt die Zuständigkeit für die Festsetzung und Auszahlung der 
Leistung und legt fest, dass die jeweilige Leistung innerhalb von vier Wo-
chen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ausgezahlt werden soll. Damit 
soll den Kommunen Planungssicherheit gegeben werden.

Zu § 3 (Gleichstellungsbestimmung)

In § 3 ist eine Gleichstellungsbestimmung zur Wahrung der geschlechts-
neutralen Sprache enthalten.

Zu § 4 (Außerkrafttreten)

§ 4 regelt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens des Gesetzes mit Ablauf 
des 31. Dezember 2023.
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Zu Artikel 3 (Änderung des Thüringer Finanzausgleichsgesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 3 ThürFAG)

Der Bundeskanzler und die Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder haben am 2. November 2022 beschlossen, dass der Bund 
den Ländern für die Erfüllung der Aufgaben im Zusammenhang mit aus 
der Ukraine geflüchteten Menschen im Jahr 2023 einen Betrag von ins-
gesamt 1,5 Milliarden Euro an zusätzlichen Umsatzsteuermitteln zur Ver-
fügung stellt. Diese finanzielle Unterstützung des Bundes soll auch den 
Kommunen zugutekommen. Auf Thüringen entfällt davon ein Anteil von 
rund 36,6 Millionen Euro.

Die Pauschale soll den Ländern über einen erhöhten Anteil an der Um-
satzsteuer zur Verfügung gestellt werden. Aufgrund des in Thüringen 
geltenden Thüringer Partnerschaftsgrundsatzes würde der auf das Land 
Thüringen entfallende Anteil zu je einem Drittel, also in Höhe von 12,2 Mil-
lionen Euro in die Berechnung der Finanzausgleichsmasse I der Jahre 
2024, 2025 und 2026 einfließen und die Finanzausgleichsmasse I um 
37,17 Prozent beziehungsweise rund 4.535.800 Euro über die genann-
ten Jahre erhöhen. In Summe der drei Jahre würden die Kommunen 
von den dem Land zufließenden 36,6 Millionen Euro über die Finanz-
ausgleichsmasse insgesamt rund 13.604.000 Euro erhalten.

Ein Teil der Mittel soll den Kommunen jedoch noch direkt im Jahr 2023 
zufließen. Konkret ist beabsichtigt, rund 24,1 Millionen Euro den kom-
munalen Gebietskörperschaften über das Thüringer Gesetz zur Erstat-
tung von Mehrkosten aufgrund des Rechtskreiswechsels von aus der 
Ukraine Geflüchteten sowie das Thüringer Gesetz zum Ausgleich der 
finanziellen Mehrbelastungen für das Jahr 2023 durch aus der Ukraine 
geflüchtete Schülerinnen und Schüler im Bereich der Schülerbeförde-
rung zur Verfügung zu stellen. Insoweit sollen die Kommunen von die-
sem Betrag nicht noch einmal im Rahmen des Partnerschaftsgrundsat-
zes partizipieren und werden mit dem vorliegenden Gesetz aus diesem 
herausgerechnet.

Der Restbetrag von 12,5 Millionen Euro soll im Rahmen der Richtlinie 
zur Förderung der Herrichtung von Wohnraum für die Unterbringung Ge-
flüchteter in Thüringen (Thüringer Wohnraumherrichtungsförderrichtlinie 
- ThürWHFördRL) zur Verfügung gestellt werden, um die kommunalen 
Kapazitäten für die Unterbringung von geflüchteten Menschen zu ent-
lasten. Da diese Mittel nicht direkt den Kommunen zufließen, sollen die-
se auch nicht aus der Berechnung des Partnerschaftsgrundsatzes he-
rausgerechnet werden.

Infolge des Beschlusses des Bundeskanzlers und der Regierungsche-
finnen und Regierungschefs der Länder vom 10. Mai 2023 zugesagten 
weiteren Bundesmittel erhalten die Kommunen im Jahr 2023 aufgrund 
der in Artikel 1 § 3 Abs. 1 und 2 sowie Artikel 2 § 1 vorgesehenen Re-
gelungen weitere zehn Millionen Euro.

Im Ergebnis fließen den Kommunen in 2023 rund 34,1 Millionen Euro di-
rekt zu und werden aus dem Partnerschaftsgrundsatz herausgerechnet.

Zu Nummer 2 (§ 20 a ThürFAG)

Die Einführung des Digitalfunks bei den Landkreisen, Städten und Ge-
meinden wird anteilig zu 70 Prozent durch das Land sowie zu 30 Pro-
zent durch Vorwegabzug aus dem kommunalen Finanzausgleich finan-
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ziert. Das Projekt selbst ist seit dem 16. Januar 2022 beendet, neue 
Anträge werden nicht gestellt. Da die Bearbeitung der zum Stand 3. 
Februar 2023 vorliegenden 638 unbearbeiteten Förderanträge nicht bis 
zum 30. Juni 2023 abgeschlossen werden kann, ist die Gesetzesände-
rung erforderlich.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)

Die Bestimmung regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes.

Für die Fraktion
DIE LINKE:

Für die Fraktion  
der SPD:

Für die Fraktion  
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN:

Blechschmidt Lehmann Rothe-Beinlich



2. Vom Einbringer übersandte Daten

(Vom Einbringer wurden bisher keine Daten übersandt.)



3. Im Rahmen des parlamentarischen Anhörungsverfahrens eingebrachte Beiträge

Die folgenden natürlichen und juristischen Personen haben sich im Rahmen des parlamentarischen
Anhörungsverfahrens beteiligt. Die von den Beteiligten eingereichten Formblätter zur Datenerhebung
nach §  5  Abs.  1  des  Thüringer  Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes  (ThürBeteildokG)
wurden aufgrund des Wegfalls des Verfügungsgrundes gemäß § 6 Satz 2 ThürBeteildokG gelöscht.

Staatskanzlei und Ministerium für Kultur des Landes Sachsen-Anhalt
Thüringer Rechnungshof
Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung Mecklenburg-Vorpommern
Thüringischer Landkreistag e.V.
Gemeinde- und Städtebund Thüringen e.V.
Staatsministerium Baden-Württemberg
Staatskanzlei der Saarlandes

Die Beiträge der Beteiligten sind in der Beteiligtentransparenzdokumentation nur enthalten, wenn die
Zustimmung zur Veröffentlichung erteilt wurde.
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Staatskanzlei und 
Ministerium für Kultur 

Staatskanzlei und Ministerium für Kultur des Landes Sachsen-Anhalt 
Postfach 4165 • 39016 Magdeburg 

Thüringer Landtag 
Innen- und Kommunalausschuss 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt 

Abteilungsleiter 2 
(m.d.W.d.G.b.) 

Sehr geehrter Herr Stöffler, 

haben Sie vielen Dank für Ihr Schreiben vom 5. Juni 2023 mit dem Sie den 
Staats- und Senatskanzleien die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Entwurf 
für ein „Thüringer Gesetz zur Erstattung von Mehrkosten nach dem Zweiten, 
Neunten und Zwölften Buch Sozialgesetzbuch für das Jahr 2023 aufgrund 
des Rechtskreiswechsels von aus der Ukraine Geflüchteten und zum 
Ausgleich der finanziellen Mehrbelastung bei der Schülerbeförderung von aus 
der Ukraine Geflüchteten und zur weiteren Änderung des Thüringer 
Finanzausgleichsgesetzes" geben. Es handelt sich hierbei um ein 
Anhörungsverfahren des Innen- und Kommunalausschusses des Thüringer 
Landtages. 

Seitens der Staatskanzlei und Ministerium für Kultur des Landes Sachsen-
Anhalt wird zum o.g. Gesetzentwurf keine Stellungnahme ergehen. Ich 
verweise in diesem Zusammenhang jedoch zugleich auf den regulären 
Austausch der Staats- und Senatskanzleien im Rahmen der Konferenz der 
Chefs und Chefinnen der Staats- und Senatskanzleien sowie im Rahmen der 
Ministerpräsidentenkonferenz. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Sachsen-Anhalt 
#moderndenken 

Magdeburg, 26. Juni 2023 

Kenntnisnahme 7/921
zu Drs. 7/8060
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Thüringer Landtag
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Thüringer Gesetz zur Erstattung von Mehrkosten nach dem Zweiten,
Neunten und Zwölften Buch Sozialgesetzbuch für das Jahr 2023 auf"
grunö des Rechtskreiswechsels von aus der Ukraine Geflüchteten und
zum Ausgleich der finanziellen Mehrbeiastung bei der Schülerbeförde"
rung von aus der Ukraine Geflüchteten und zur weiteren Änderung des
Thüringer Finanzausgleichsgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE UNKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN

Äußerung gemäß § 79 und § ,111 Absatz 4 der Geschäftsordnung des Thü-
ringer Landtags

poststoHe@
trh,thuer!ngen.de

Ihr Zeichen;

Ihre Nachricht vom:
5. Juni 2023 .

Unser Zeichen:
(bitte bei Antwort angeben)

Rudolstadt,
22.Juni 2023

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,

zum oben genannten Gesetzentwurf bat der Thüringer Landtag den Rech-
nungshof um Äußerung. Der Rechnungshof bedankt sich für die Beteiligung
und beantwortet die gestellten Fragen wie folgt: .

1. Sind aus Ihrer Sicht die im Gesetzentwurf vorgesehenen Instrumente
und Finanzmittei ausreichend?

Die mit rund 44,2 Mio. EUR angegebenen Finanzbedarfe der kommu-
nalen Aufgabenträger sind der Höhe nach im Gesetzentwurf transpa"
rent und damit nachvollziehbar hergeleitet. Dieser Herleitung liegen Je-
doch teilweise Hochrechnungen, fiktive Erhöhungen von Faltzahlen o-
der nicht aktuelle Statistiken zugrunde. Der tatsächliche Finanzbedarf
kann daher letztlich nicht zuverlässig beurteilt werden. Folgerichtig
spricht die Gesetzesbegründung von großen Unwägbarkeiten.

Unabhängig von der transparenten Herlettung der Finanzbedarfe der
kommunalen Aufgabenträger ist die Umsetzung aus Sicht des Rech-
nungshofs hinsichtlich der Hohe der Abschlagszahlungen an die kom-
munalen Aufgabenträger verbesserungswürdig.
Die Abschiagszahtungen in 2023 für die Leistungen nach SGB II, IX
und XII sollen 32,8 Mio. EUR betragen - bei einem in der Gesetzesbe-
gründung benannten Zuschussb'edarf pber rund 44,2 Mio. EUR. Zwar
würde die Differenz aus Abschlagszahlung und tatsächlichem Zu"
schussbedarf spätestens bei der Abrechnung in 2024 erstattet werden.

Thüringer
Rechnunashot
BurgstraßB 1
07407 Rudolstadt

www.rechnLtngshof.thuerlngBn.d9



Dies bedeutet allerdings einen erheblichen Zeitverzug und kann dem
Grundsatz der stetigen Aufgabenerfüllung durch Landkreise und kreis-
freie Städte zuwiderlaufen.

Für die sich aus den drei genannten Sozlalgesetzbüchern ergebenden
Aufgabenberefche sollen 10 von 24,4 Mio. EUR aus der an Thüringen
•fließenden, erhöhten Flüchtljngspauschale an die kommunaien Ge-
bietskörperschaften für ihre Mehraufwendungen in 2023 zur Verfügung
gesteiit werden. Eine zeitnahe und voliständige Weiterreichung der
Mittel erscheint sowohl aufgrund der geschätzten Mehrbelastungen als
auch unter Berücksichtigung der Abstimmungen zwischen Bundes-
Kanzler und den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Län-
der in 2022 und 2023 sachgemäß. Eine etwaige Uberkompensation
durch die festgelegten Abrechnungsmodalitäten für 2023 ist dabei aus"
geschiossen. Daher empfiehlt der Rechnungshof, die Abschlagszah"
lungen für den Anwendungsbereich . der genannten drei
Sozjaigesetzbücher in 2023 in Hohe von 47,2 Mio. EUR
(32,8 Mio. EUR + 14,4 Mio. EUR) vorzunehmen.

2. Wie bewerten Sie die vorgesehene Änderung des Fmanzausgleichs-
gesetzes?

Die Herausrechnung der 34,1 Mio. EUR aus der Bestimmung der Lan-
desfinanzmasse gemäß § 3 ThürFAG ist sachgemäß. Eine Beschrän"
kung auf die rechtlich verbindlichen und direkten Ansprüche der Kom-
munen scheint hierbei vertretbar, geht nach dem Partnerschaftsgrunct-
satz aber zu Lasten des Landes, SoHten die Abschlagszahlungen und
damit die 2023 zahlungswirksamen Leistungen an die Kommunen er-
höht werden (siehe Antwort zu Frage 1), wäre folglich auch die heraus-
zurechnende Summe !n Artikel 3 Nr. 1 entsprechend zu erhöhen.

3. Wie bewerten Sie die vorgesehenen Änderungen im Bereich Schüler-
beförderung?

Nach § 18 ThürFAG werden den Landkreisen und kreisfreien Städten
pauschale Zuweisungen zur anteiligen Deckung der Kosten derSchü-
lerbeförderung auf den Schul- und Unterrichtswegen bewiliigt. Drei
Fünfte! des Betrags werden nach der Fläche der Landkreise, zwei
Fünftel nach der Schülerzahl an die Landkreise und kreisfreien Städte
ausgezahlt. Diese leiten den Trägern von Schulen nach, § 13 Thür-
SchuiG1 die pauschale Zuweisung anteilig weiter (§18 Abs. 3
ThürFAG).

Den Begriff „Träger der Schüierbeförderung" (Artikel 2 § 1 des Gesetz"
entwurfs) enthält das ThürFAG nicht. Nach § 4 Abs. 1 ThürSchFG sind
die Landkreise und kreisfrelen Städte Träger der Schülerbeförderung
für die in Ihrem Gebiet wohnenden Schüler.

Der Gesetzentwurf lässt mit dem Begriff »kommunale Träger der Schü-
lerbeförderung" fm Unkiaren, ob neben den Landkreisen und kre!s-

. freien Städten auch andere Träger von Schulen (kreisangehörige Ge"
meinden nach §13 Abs. 2 Satz 3 ThürSchulG) als Empfänger der

1 Thüringer Schulgesetz.
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Leistungen infrage kommen. Der Begriff „kommunale Träger der Schü-
lerbeförderung" ist InhaitlEch zu untersetzen.

Nach Artikel 2, § 1 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzentwurfs ist die amtliche
Seh u [Statistik des Schuljahres 2022/2023 Auszahlungsgrundlage der
zusätzlichen Leistungen. Anhand der Begründung zum Gesetzentwurf
ist nicht erkennbar, in weicher Weise die ukrainischen Schülerinnen
und Schüier in der SchulstatistiR bereits erfasst sind bzw. diese geson-
dert erfasst werden.

Die ukrainischen Schülerinnen und Schüler sollten zur zutreffenden
Bemessung und Abrechnung der Erstattungen durch das Land statis-
tisch gesondert erfasst werden.

4. Sind aus Ihrer SSchi die vorgesehenen Mittel zur Schülerbeförderung
ausreichend?

Hierzu kann der Rechnungshof keine Aussagen treffen.

5. Wie bewerten Sie die Kostenfoigenabschätzung im Gesetzentwurf?

Der Gesetzentwurf hebt in seiner Begründung hervor, dass die Kos"
tenfolgenabschätzung mit großen Unwägbarkeiten verbunden sei. Die-
ser Bewertung schließt sich der Rechnungshof an. Insbesondere ist
die weitere, unsichere Entwickiung der Rüchtlingszahlen ein Einfluss-
faktor, der die Mehrbelastungen der kommunaien Aufgabenträger und
damit die Erstattungen der Höhe nach merklich beeinflussen kann.

6. Wie beziffern sich aus Ihrer.Sicht die Kosten folgen?

Hierzu kann der Rechnungshof keine Aussagen treffen.

7. Werden aus ihrer Sicht mit dem Gesetzentwurf alle Ihnen entstehen-
den Kosten im Zusammenhang mit der Unterbringung ukrasnischer Ge-
fluchteter abgedeckt?

Hierzu kann der Rechnungshof keine Aussagen treffen.

Mit freundiichen Grüßen .

(Ohne Unterschrift, da elektronisch erstellt)
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4. Eigeninitiativ eingebrachte Beiträge

(Keine Dokumente vorhanden)



5. Weitere Beiträge

(Keine Dokumente vorhanden)



6. Diskussionsforum

(Keine Dokumente vorhanden)
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